Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3677 


Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß r Leicht, Dr. Althammer 
und Genossen 


betr. Haushaltsführung des Bundes im ersten Halbjahr 
1972 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Der Bundeshaushaltsplan 1972 ist nach Rückverweisung an 
den Haushaltsausschuß selbst in der Mitte des laufenden 
Jahres noch nicht festgestellt. Ohne einen vom Parlament 
gebilligten Haushaltsplan ist die Bundesregierung nach 
Artikel 111 des Grundgesetzes lediglich ermächtigt, Aus- 
gaben für bestimmte Zwecke zu erbringen, namentlich zur 
Erhaltung gesetzlich bestehender Einrichtungen und Durch- 
führung gesetzlich beschlossener Maßnahmen, zur Erfül- 
lung rechtlich begründeter Verpflichtungen und zur Fort- 
setzung bereits durch den Haushaltsplan eines Vorjahres 
genehmigter Bauten, Beschaffungen und sonstiger Leistun- 
gen. Insgesamt hat die Bundesregierung nach Mitteilung des 
Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen in diesem Jahr 
bis zum 30. Juni 1972 bereits 50,86 Milliarden DM ausge- 
geben, das sind fast 12 v. H. mehr als im ersten Halbjahr 
1971. 

1.1. In welcher Höhe wurden diese Ausgaben geleistet, 

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten 
und gesetzlich beschlossene Maßnahmen durchzuführen 
(Artikel 111 Abs. 1 Buchstabe a des Grundgesetzes), 

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Bun- 
des zu erfüllen (Artikel 111 Abs. 1 Buchstabe b des 
Grundgesetzes), 

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fort- 
zusetzen oder Beihilfen für diese Zwecke weiter zu ge- 
währen, für die durch den Haushaltsplan eines Vorjah- 
res bereits Beträge bewilligt worden sind (Artikel 111 
Abs. 1 Buchstabe c des Grundgesetzes), 

wobei Aufgliederung der Ausgaben auf die drei verschie- 
denen, vorstehend aufgeführten Tatbestände des Artikels 
111 des Grundgesetzes erbeten wird? 

1.2. In welcher Höhe sind bis zum 30. Juni 1972 darüber hinaus 
Ausgaben von der Bundesregierung geleistet worden, die 
nicht unter die Ausnahmeermächtigung des Artikels 111 
des Grundgesetzes fallen (Gesamtbetrag und Einzelbeträge 
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für die einzelnen Zweckbestimmungen)? Ggf.: Ist die Bun- 
desregierung in der Lage zu erklären, daß diese Ausgaben 
sämtlich unvorhergesehen und anabweisbar waren? 

2. Der neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat 
für 1972 eine „ungewöhnlich sparsame Haushaltsführung" 
in Aussicht gestellt (Bulletin vom 14. Juli 1972). 

2.1. Hält die Bundesregierung das Anwachsen der Bundesaus- 
gaben im ersten Halbjahr 1972 um 11,8 v. H. mit einer un- 
gewöhnlich sparsamen Haushaltsführung für vereinbar? 

2.2. Wie hoch war die Zuwachsrate der binnenmarktwirksamen 
Ausgaben des Bundes im ersten Halbjahr 1972, die nach der 
Kabinettvorlage des früheren Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 18. Mai 1972 bereits im ersten 
Vierteljahr erheblich stärker angestiegen waren als die 
Gesamtheit der Ausgaben (15 v. H. gegenüber 12,5 v. H.)? 

2.3. Wie hoch waren die Zuwachsraten der Bundesausgaben im 
ersten Halbjahr 1972 für die einzelnen Bundesressorts? 


Bonn, den 28. Juli 1972 
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